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22. Gesetz: Wiener Veranstaltungsgesett; 2\nderung 

22. 
Gesetz vom 30. Juni 197 6, mit dem das 
Wiener Veranstaltungsgesetz geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Wiener Veranstaltungsgesetz, LGBI. für 
Wien Nr. 12/1971, wird wie folgt geändert: 

1. Im Abs. 2 des § 1 hat die Z. 4 zu lauten: 

„4. Spiele, deren Halten in den Anwendungs­
bereich der G<:werbeordnung 1973, BGB!. Nr. 59/ 
1974, fällt," 

2. Im Abs. 1 des § 5 hat die Z. 4 zu lauten: 

„4. andere musikalische Darbietungen, wenn 
sie in Gastgewerbebetrieben oder Busdten­
schenken durchgeführt werden," 

3. Im Abs. 1 des § 5 wird der Z. 5 eine Z. 6 
mit folgendem Wortlaut angefügt: 

H6. Feuerwerke, wenn für die Verwendung 
der pyrotedinisdlen Gegenstände eine Bewilli­
gung nach dem Pyrotechnikgesetz 1974, BGB!. 
Nr. 282/1974, vorliegt." 

4. Im Abs. 2 des § 6 hat die Z. 2 zu lauten: 

„2. Laaerwald1 begrenzt durdi die strich­
punktierte Linle in dem eine Anlage zu diesem 
Gesetz bildenden Plan," 

5. Der Abs. 2 des § 15 hat zu lauten: 

6. Dem Abs. 2 des § 15 wird folgender Abs. 3 
angefügt: 

„(3) Konzessionen für den Betrieb von Unter­
haltungs:spielapparaten dürfen, fall.~ es sid1 nicht 
um die Erneuerung einer durch Zeitablauf er­
losd:ienen Konzession handelt, nur auf die Dauer 
von längstens zwei Jahren verliehen werden.u 

7. Dem Abs. 5 des § 18 wird folgender Abs. 6 
angefügt: 

„(6) Fä11t die Konzessionsverleihung in den 
eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde (§ 35 
Abs. 2), hat der Magistrat vor der Entscheidung 
über das Konzessionsansuchen dem zuständigen 
Bezirksvorsteher Gelegenheit zu geben, inner­
halb von zwei Wochen eine Stellungnahme dar­
über abzugeben, ob die gesetz.lid--:ien Voraus­
setzungen für die Konzessionsverleihung vor­
liegen.u 

8. Im Abs. 1 des § 20 hat die Z. 2 zu lauten: 
,)2. die Ausübung der Konzession nicht 

längstens innerhalb von drei Monaten nach der 
Konzessionsverleihung aufgenon1men hat oder 
sie im Laufe eines Jahres insgesamt länger als 
neun 1Ionate oder zusammenhängend mehr als 
sechs 1v1onate unterbrochen hat.~~ 

9. Im Abs. 2 1. Satz des § 22 sind die Worte 
nArbeitsinspektorates für Handels- und Verkehrs­
unternehmenu durch die Worte 11Zentralarbeits­
inspektorates im Bundesministerium für soziale 
Verwaltung'~ zu ersetzen. 

10. Im Abs. 1 Z. 1 des § 26 sind die Worte 
„(2) Konzessionen für den Betrieb von Unter- „Gast- und Schankgewerbe" durch das Wort 

haltungsspielapparaten dürfen nicht verliehen „Gastgewerbe" und im Abs. 2 2. Satz des § 26 
werden, wenn die Zahl der auf Grund der die Worte ,,Gast- und Schankgewerbebetrieben" 
angestrebten Konzession und allenfalls vorhan- durch das Wort ;,Gastgewerbebetrieben" zu er­
dener anderer Konzessionen in der gleichen Ver- setzen. 
anstaltungsstätte insgesamt zu betreibenden 
Unterhaltungsspielapparate zwei übersteigen 11. Im Abs. 1 des § 26 erhält die Z. 2 die 
würde. Dies gilt jedoch niclu für Veranstaltung;- Bezeichnung Z. 3. 
stätten, die sich im Volksprater (§ 6 Abs. 2 Z. 1) 
oder Laaerwald (§ 6 Abs. 2 Z. 2) befinden, für 12. Im Abs. 1 des § 26 hat die Z. 2 zu lauten: 
die in anderen Volksbelustigungsorten (§ 6 „2. Veranstaltungen, die in \ 1 erbindung mit 
Abs. 2 Z. 3 bis 6) befindlichen Veranstaltungs- einem am Ort der Veranstaltung ausgeübten 
stätten -jedodi mit der Maßgabe, daß dort die Buschenschank stattfinden, eine halbe Stunde vor 
Gesamtzahl der zu betreibenden Unterhaltungs~ J dem für Buschensd1ankbetriebe festgesetzten 
spielapparate sedis nicht übersteigen d.arf.u j Ende der Aussdtankzeit;" 
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